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ehe die Mobilität von Jugendlichen sicherlich einschränkt, 
läßt sich überdies bei einer ungünstigeren Versorgung mit 
allgemeinschulischen Bildungsalternativen in der Sekundar­
stufe II (Realschule und Gymnasium) bestätigen und findet 
schließlich einen weiteren Ausdruck in einer höheren Arbeits­
losigkeit. 

Trotz dieser relativ durchgängigen Argumentation darf nicht 
außer acht gelassen werden, daß in vielen Punkten die Da­
ten, besonders in regionalisierter Form, starke Lücken auf­
weisen, daß die Daten nur selten vollständig für ein Bezugs­
jahr ausweisbar waren und daß in vielen Fällen Trends und 
Tendenzen an die Stelle gesicherter Aussagen treten mußten. 
Es hat sich jedoch gezeigt, daß der hier gewählte Ansatz, 
aktuelle bildungspolitische Entwicklungen auf der Basis eines 
regionRiisierten Rasters zu erklären, Erfolg verspricht. Nicht 
in allen Fallen wird man jedoch die Bezugsregion "Arbeits­
amtsbezirk" beibehalten können. So zeigt sich, daß bei den 
schon mehrfach als problematisch angedeuteten Arbeitsamts­
bezirken Bruhl und Bergisch-Giadbach differenziertere Ana­
lysen notwendig sind. So ist etwa Brühl ein Arbeitsamts­
bezirk, in dem ein ländlich strukturierter Kreis (Eifel) und ein 
typisches Ballungsrandgebiet zusammengefaßt sind. Pend­
lerbeziehungen, die auch im Bereich der beruflichen Ausbil­
dung zwischen der Stadt Brühl und Köln zu beobachten sind, 
konnten in der regionalen Statistik auf Arbeitsamtsebene 
auch im Berufsbildungsbericht 1977 keine Berücksichtigung 
finden. ln Zukunft wird sich die regionale Strukturforschung 
verstärkt um die Eingrenzung solcher regionaler Räume be­
muhen, bei denen schwerwiegende Fehlinterpretationen, 
die heute noch die Regel sind, verringert werden. Ansätze 
für eine regional wirksamere Bildungspolitik (insbesondere 
der Ausbildungsmarktpolitik) bieten die Ergebnisse der Ana­
lyse in zweierlei Hmsicht: Sowohl im allgemeinbildenden als 
auch berufsbildenden Schulbereich wird einer kompensatori­
schen Politik noch zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Auch 
das vollzeitschulische Ausbildungsplatzangebot wurde in der 
jungeren Vergangenheit noch seltener in Problemregionen 
als in besser versorgten Bere1chen angesiedelt. 

Cari-Heinz Doose 
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Nachfrage und Angebot an Ausbildungsplätzen unterhalb 
der Fachhochschulebene im Jahr 1976 am Beispiel Hamburgs 

ln dem Beitrag werden am Beispiel des Bundeslandes Harn­
burg die Daten zum Ausbildungsplatzangebot analysiert und 
auf ihre Aussagekraft hin überprüft. Darüber hinaus werden 
einige Feststellungen zum Ausbildungsplatzangebot 1977 im 
Berufsbildungsbericht getroffen. 

Vorbemerkungen 

Nachfrage und Angebot an Ausbildungsplätzen, sind wegen 
der Schwierigkeiten für Schulabgänger, ihren Ausbildungs­
platz zu finden, Gegenstand der politischen Auseinanderset­
zung geworden. Dabei werden Bundesdaten gegenüberge­
stellt, aus denen entweder die Notwendigkeit der Erhebung 
einer Berufsausbildungsabgabe und einer finanziellen Förde­
rung des Ausbildungsplatzangebots auf der Grundlage des 
Ausbildungsplatzförderungsgesetzes oder der Verzicht auf 
die Erhebung einer Berufsausbildungsabgabe abgeleitet 
wird. Vernachlassigt wird jedoch neben den auch hier nicht 
erörterten qualitativen Gesichtspunkten, ob die nach dem 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz für die Entscheidung über 

die Berufsausbildungsabgabe heranzuziehenden Daten eine 
hinreichende Grundlage bilden. Das soll, da differenzierte 
bundesweite Unterlagen fehlen, insbesondere an Hand eini­
ger Unterlagen zum Tellmarkt Harnburg erörtert werden. 

1. Ausbildungsplatznachfrage und Ausbildungsplatzangebot 
1976 

FLir die Ausbildungsplatznachfrage unterhalb der Fachhoch­
schulebene in Harnburg konnte 1976 das in Tabelle 1 zu­
sammengefaßte Ergebnis festgestellt werden: 

Die in der Tabelle 1 erfaßte Nachfrage stimmt in den Iaufen­
Nummern 1 bis 3 mit dem Angebot uberein. Ergänzend sind 
für das Angebot die beim Arbeitsamt Harnburg am 30. 9. 1976 
registrierten offenen Ausbildungsplätze (= 214) zu berück­
sichtigen, so daß ein Gesamtangebot von 23 570 Plätzen der 
Nachfrage gegenüberzustellen ist. Dies ergibt eine rechneri­
sche Deckung der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen durch 
das Angebot an Ausbildungsplatzen von 97,6 %. 
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Tabelle 1: Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in Harnburg 1976 

IId. 
Nr 

2 

3 

Art der Platze 
bzw Nachfragergruppe 

Ausbildungsplatze im 1 Jahr der 
beruflichen Vollzeltschulen 

Ausbildungsplatze in Berufen nach 
Berufsbildungsgesetz bzw. Hand­
werksordnung und fur den Beruf 
Matrose (vgl. 3.1) 

Ausbildungsplatze in Heilhilfsberu-
fen (sowe1t dual ausgebildet wird) 
und nach Laufbahnrecht (b1s eJn­
schiJeßiJch gehobener D1enst ohne 
Platze fur Fachhochschulabsolven­
ten) 

4 Unversorgte Nachfrager nach be­
trieblichen Ausbildungsplatzen am 
30 9 1976 

5 Arbeitslose am 30. 9. 1976 regJstner­
te Jugendliche, d1e an Ausbildungs­
platzen Interessiert sind und n1cht 
unter IId Nr. 4 erlaßt smd 

6 I Summe 

ln% der 
absolut Gesamt-

nachfrage 

7 743 32,1 

14 159 58,6 

1 454 6,0 

591 2,5 

197 0,8 

24144 100,0 

2. Abschätzung des 1976 zusätzlich wirksam gewordenen 
Ausbildungsplatzangebots 

Um das zusätzlich wirksam gewordene Ausbildungsplatz­
angebot 1976 bzw. das zusätzlich erforderlich gewesene Aus­
bildungsplatzangebot zu erfassen, wird häuf1g das Angebot 
dieses Zieljahres dem des Vorjahres gegenübergestellt. So ist 
z. B. die Aussage zum zusätzlichen Gesamtangebot an be­
trieblichen Ausbildungsplatzen in der Wirtschaft 1977 
(= 92 700 bis 114 700 Ausbildungsplatze) seitens der Arbeit­
geberrepräsentanten 1m Hauptausschuß des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 1n d1eser Form dargelegt worden Damit 
wird jedoch das zusätzlich wirksam gewordene oder das zu­
satzlich erforderliche Ausbildungsplatzangebot nur reduziert 
erlaßt. Die Zusatzleistung ergibt sich besser, wenn die Zahl 
der frei werdenden Ausbildungsplatze zum Vergleich heran­
gezogen w1rd. Sie weicht wegen der n1cht gleichbleibenden 
Zahl der Ausbildungsverhaltnisse in den Jahren von dem 
Ergebnis auf Grund des zunächst angefuhrten Rechenver­
fahrens ab. 

Für die Schatzung des 1976 zusatzlieh wirksam gewordenen 
Ausbildungsplatzangebots im vorgeschlagenen Sinne muß 
auf Näherungswerte zuruckgegriffen werden. Nach emer 
Betriebserhebung für das Jahr 1976 wurden in den Bereichen 
Berufsbildung nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der 
Handwerksordnung, duale Ausbildung in Heilhilfsberufen 
und Ausbildung nach Laufbahnrecht (bis einschließlich ge­
hobener Dienst) 14186 Plätze fre1. Diese Zahl hat sich an­
hand der Bestandsstatistiken als plausibel erwiesen. Es ste­
hen somit 14186 freiwerdende Ausbildungsplätze 15 457 (Ta­
belle 1, lfd. Nrn 2, 3) [1] neu besetzten Ausbildungsplätzen 
gegenüber. Die Zahl der Ausbildungsplatze in diesem Be­
reich ist daher um 1271 (= 9 %) ausgewe1tet worden. 

Im Bereich der beruflichen Vollzeitschulen ist als Ergebnis 
festzustellen: 

Tabelle 2: Schuler im 1. Jahr der beruflichen Vollzeitschulen (Jeweils 
Herbst des Jahres) 

Jahr 11973 11976 11974- 1975- 1976- 1976-
1974 1975 1973 1974 1975 Ausgangs-

Jahr [2] 

Anzahl I 5172 5654 6819 1 7743 1 482 1165 924 1688 

1976 waren somit verglichen mit dem Vorjahr 13,5% (= 924 
Schüler), verglichen mit dem Ausgangsjahr 27,7% (= 1688 
Schuler) mehr in beruflichen Vollzeltschulen im ersten Aus­
bddungsjahr. 

Faßt man die beiden Teilergebnisse zusammen, ergibt sich 
1976 insgesamt ein zusätzliches realisiertes Angebot von 2959 
Platzen, d. h. von 12,6% des Gesamtangebots [1]. 

Wendet man das gleiche Verfahren für 1977 an, ist in Harn­
burg bei einer geschatzten Nachfrage nach betrieblichen 
Ausbildungsplätzen i. w. S. von 17 259 (vgl. 3.2) und bei 
13 900 schätzungsweise frei werdenden Ausbildungsplätzen 
ein zusätzliches Angebot von 3359 Ausbildungsplätzen erfor­
derlich (Stand: 20.7 1977). 

3. Zur Aussagekraft der Angebots- und Nachfragedaten im 
Berufsbildungsbericht 

3.1 Analyse der Angebotsdaten 1976 

3.1 1 Analyse der im Berufsbildungsbericht genannten Ange-
botsdaten 

Im Berufsbildungsbericht wird für Harnburg ausgewiesen, 
daß 15 254 neu abgeschlossene Ausbildungsverträge am 
30. 9. 1976 registriert waren. Demgegenüber sind in Tabelle 1 
(lfd. Nr. 2) nur 14159 neu abgeschlossene Ausbildungsver­
hältnisse berücksichtigt, also 1095 weniger 

Zieht man die Jahresschlußstatistiken der Handelskammer 
Harnburg für 1975 und für 1976 heran, läßt sich feststellen 
bzw. abschätzen, daß von den am 31. 2. 1976 für den Han­
delskammerbereich registrierten neuen 8339 Ausbildungs­
verhältnissen 4904 auf das erste und 2340 auf das zweite 
Ausbildungsjahr entfallen. Die verbleibenden 1095 sind im 
wesentlichen Anschlußausbildungsverträge in Stufenausbil­
dungsgangen. Diese Ausbildungsplätze können jedoch bei 
der Gegenüberstellung zu den Schulabgängern nicht berück­
SIChtigt werden. Damit ist das Angebot im Definitionsbereich 
des Berufsb1ldungsberichts, das den Schulabgängern gegen­
übergestellt werden kann, um 7,2% zu hoch angesetzt [3]. 

Auch ist darauf hinzuweisen, daß bei der Handelskammer 
Harnburg bis 1975 einschließlich auch die Umschüler und Re­
habilitanden in der Jahresschlußubersicht der Ausbildungsver­
haltnisse enthalten sind. Daher ist die im Berufsbildungs­
bericht aufgezeigte Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse 
(s. dortige Tabelle 2) [4] nicht unproblematisch. Für eine Ab­
schätzung der zahlenmäßigen Bedeutung dieses Faktors für 
Harnburg sei darauf hingewiesen, daß nach der Jahresschluß­
übersieht uber die Ausbildungsverhältnisse aller zuständi­
gen Stellen nach Berufsbildungsgesetz in Harnburg 1975 ins­
gesamt 31 347 Ausbildungsverhältnisse, darunter ca. 1500 
(= 4,8 %) Ausbildungsverhältnisse von Umschülern und Re­
habilitanden, registriert waren. 

Etn we1terer - allerdings in der Bedeutung geringerer -
Fehler der Statistik der Ausbildungsverhältnisse sei ange­
fugt. Während bei der Handelskammer ein Ausbildungsver­
haltnis emes Abiturienten z. B., der eine einjährige Verkür­
zung der Ausbildung nach § 29 Absatz 2 Berufsbildungsge­
setz erhält, statistisch im 2. Ausbildungsjahr erlaßt wird, wird 
bei der Handwerkskammer ein entsprechendes Ausbildungs­
verhältnis im Falle einer einjährigen Verkürzung der Ausbil­
dung nach § 27a Absatz 2 Handwerksordnung im 1. Ausbil­
dungsjahr erlaßt. Schätzungen zum Anteil der Ausbildungs­
verhältnisse mit einjähriger Verkürzung der Ausbildungszeit 
smd daher geringfugig verzerrt. 

3.1.2 Analyse der nicht oder nur eingeschränkt im Berufs-
bildungsbericht dargestellten Angebotsdaten 

Im Berufsbildungsbericht sind von dem in Tabelle 1 erlaBten 
Gesamtangebot an Ausbildungsplätzen 1976 in Harnburg [5] 
14159 (lfd.Nr.2), d.h. 60,1% erlaßt und 39,9% (=9417) 
nicht erlaßt. Soll die vom Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
vorgesehene Meßgröße Aussagekraft haben, müssen für den 
n1cht durch das Gesetz erlaBten Teil des Angebots bei der 
Bewertung oder Prognose im Rahmen des durch das Gesetz 
erlaBten Angebots Annahmen einbezogen werden. Im Berufs­
bildungsbericht wird für die Prognose 1977 z. B. ohne aus-
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drückliehe differenzierte Kennzeichnung unterstellt, daß der 
Ausbildungsanteil in beruflichen Vollzeitschulen verglichen 
mit dem Vorjahr ste1gt. Da der Anstieg als so stark unter­
stellt wird, daß die Nachfrage nach betrieblichen Ausbil­
dungsplatzen sinkt (sinkende Verteilungsquote), muß der 
Anstieg bei steigender Gesamtnachfrage nach Ausbildungs­
plätzen starker sein als der Anstieg der Gesamtnachfrage. 
Der Anteil der übrigen nicht vom Gesetz erfaßten Ausbil­
dungsplätze bleibt nach dem Berufsbildungsbericht ohne 
ausdrückliche Nennung konstant. Im öffentlichen Dienst und 
in Heilhilfsberufen müßte daher eine Aufnahme bzw. Ein­
stellung unter Berücksichtigung des Anstiegs der Nachfrage 
erfolgen. 

1976 lag in Harnburg in den Heilhilfsberufen (duale Ausbil­
dung und Berufsfachschulen) und in den Beamtenberufen 
die Gesamtzahl der statistisch erfaßten Ausbildungsverhält­
nisse [6] um 902 (= 17,5 %) unter der Gesamtzahl des Vor­
jahres. Bezieht man diese Senkung auf das Angebot im Defi­
nitionsbereich des Berufsbildungsberichts (Tabelle 1: lfd. 
Nr. 2) beträgt die Minusabweichung bereits 6,4 %. Der Anteil 
der Ausbildungsverhältnisse für diesen Bereich wäre jedoch 
nur aufrechterhalten worden, wenn er entsprechend dem 
Anstieg der Gesamtnachfrage gestiegen wäre. Unterstellt 
man, daß der Anteil des erörterten Ausbildungsbereichs an 
der befriedigten Nachfrage 1975 wie 1976 war [7], so wären 
6,8% der Nachfrage zum Halten des Anteils erforderlich ge­
wesen. Da nach einer Modellrechnung, Harnburg betreffend, 
in Schulen, Betrieben und Verwaltungen von 1975 auf 1976 
die Anzahl der Ausbildungsplätze auf Grund der Nachfrage­
entwicklung insgesamt um 1716 steigen mußte, hätten im er­
örterten Bereich 117 zusätzliche Plätze bereitgestellt werden 
mLissen. Damit ergibt sich eine rechnerische Ungenauig­
keit von 1019 Plätzen (902 Plätze + 117 Plätze). Bezogen 
auf das Angebot im Definitionsbereich des Berufsbildungs­
berichts ist damit eine Minusabweichung von 7,2% gegeben. 

Eine Plusabweichung ergibt sich dagegen bei den beruf­
lichen Vollzeitschulen. Hier wurde die Zahl der aufgenomme­
nen Schüler um 924 bezogen auf das Vorjahr gesteigert 
(= 13,5 %). Da zum Halten des Anteils lediglich eine Steige­
rung um 6,7% erforderlich gewesen wäre, wird ein Teil der 
oben angeführten Minusabweichung durch den schulischen 
Sektor ausgeglichen. Beide Überlegungen sprechen für eine 
breitere Berücksichtigung der Ausbildungsplatze. Für eine 
breitere Erfassung spricht auch das falsche Bild, das über 
die Ausbildungsaktivität einzelner Bereiche entsteht. 

Gleichrangig mit der nur teilweisen Erfassung der Nachfra­
ger- und Anbietergruppen ist die nur teilweise Erfassung 
der unversorgten Nachfrager und der nicht besetzten ange­
botenen Ausbildungsplatze zu sehen. Zunächst ist darauf hin­
zuweisen, daß Berufsberatungs- und Arbeitslosenstatistik 
nicht miteinander abgestimmt sind (vgl. Tabelle 1, lfd. Nrn. 
4, 5). Weiter ist zu beachten, daß nur ca. 60% der Ausbil­
dungsplätze durch das Arbeitsamt vermittelt werden. ln wel­
chem Umfang die Nachfrage erfaßt wird, kann grob auch aus 
der GegenLiberstellung von Schul- und Arbeitsamtsstatistik ab­
gelesen werden: Im September 1976 standen 823 registrierte 
Arbeitslose unter 18 Jahren nach der Arbeitsamtsstatistik für 
Arbeitslose 3021 Arbeitslosen nach der Schulstatistik gegen­
über. Berücksichtigt man, daß in der Berufsberatungsstatistik 
weitere ca. 383 nicht in der Arbeitslosenstatistik des Arbeits­
amts erfaßte Jugendliche erfaßt sind, darf davon ausgegan­
gen werden, daß ca. 1206 beim Arbeitsamt erfaßte "arbeits­
lose" Jugendliche 3021 in der Schulstatistik erfaßten arbeits­
losen Jugendlichen (= 39,9 %) gegenüberstehen. 

3.2 Zur Nachfrageschätzung des Berufsbildungsberichts für 
1977 

Der Berufsbildungsbericht geht davon aus, daß sich die 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen "aus Schulabgängern 
von allgemeinbildenden Schulen, vor allem nach Abschluß 
der Sekundarstufe I und von berufsbildenden Vollzeitschu-

Jen (Berufsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule)" [8] zusam­
mensetzt. Nach dem Hinweis, daß d1e Nachfrage wegen 
fehlender Daten zur Zeit n1cht direkt aus den Schulabgän­
gerdaten abgeleitet werden kann, werden vereinfachende 
Annahmen getroffen, um das Übergangsverhalten abzu­
schätzen [9]. Mit Hilfe der Annahme werden für Harnburg 
fur 1977 insgesamt 16 000 Nachfrager nach Ausbildungsplat­
zen im Bereich von Berufsbildungsgesetz, Handwerksord­
nung und Matrosenausbildungsordnung geschätzt. 

Vergleicht man diese - notwendigerweise aus stark verein­
fachten statistischen Unterlagen erarbeitete - Nachfrage­
schatzung mit der Schatzung in Hamburg, so ist die Uberein­
stimmung trotz unterschiedlicher Schätzverfahren groß. Das 
vom Landesausschuß für Berufsbildung in Harnburg gebillig­
te Schätzverfahren fur die Ausbildungsplatznachfrage führt 
1977 in der mittleren Variante zu folgendem Ergebnis: 

Tabelle 3 

Absolventen allgemeinbildender Schulen 
(ohne Abiturienten) 

+ Ab1tunenten, die berufliche Erstausbildungsplätze suchen 
(= 15% der Abiturienten des gleichen Jahres 
ohne vorangehende Berufsausbildung) 

Nachfragersaldo aus Niedersachsen und Schleswig-HolsteJn 
(Größenordnung: 11% der Absolventen 
allgemeinbildender Schulen in Hamburg) 

+ Jugendliche aus beruflichen Vollzeitschulen [10], 
die e1nen Ausbildungsplatz suchen 

= potentielle Ausbildungsnachfrage 

- Aufnahme in berufliche Vollzeitschulen 

- Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag 
(12% der Absolventen allgemeinbildender Schulen -
ohne Abiturienten) 

= betriebliche Ausbildungsnachfrage I 

+ Nachfrage sonstiger Bewerber 
(5% der betrieblichen Ausbildungsnachfrage I) 

= beinebliche Ausbildungsnachfrage II 

18 377 

741 

2 021 

5 578 

26 717 

8 075 

2 205 

16 437 

822 

17 259 

Berücksichtigt man die Ausbildungsverhaltnisse in dualer 
Ausbildung in Heilhilfsberufen und 1n Ausbildung nach Lauf­
bahnrecht 1976 (Tabelle 1, lfd. Nr. 3 = 1454) auch für 1977, 
ergeben sich 15 805 Nachfrager nach Ausbildungsplätzen im 
Definitionsbereich des Berufsbildungsberichts. 

Beide Schätzverfahren berücksichtigen als zentrale Größe 
die Absolventen der Sekundarstufe I. Das Verfahren nach 
Berufsbildungsbericht ermittelt darauf aufbauend lediglich 
die Nachfrage nach bestimmten betrieblichen Ausbildungs­
platzen; das Hamburger Verfahren stellt dagegen Gesamt­
nachfrage und Gesamtangebot gegenüber. Weitere Unter­
schiede ergeben sich insbesondere aus der Berücksichtigung 
der beruflichen Vollzeitschulen. So werden bei der Schät­
zung der Ausbildungsplatznachfrage im Berufsbildungs­
bericht direkt [11] nur diejenigen Berufsfachschüler berück­
sichtigt, die eine einjährige Anrechnung auf das Ausbil­
dungsverhältnis haben. Die dafur wichtige vereinfachende 
Annahme, "daß der Besuch von beruflichen Vollzeitschulen 
ein Jahr dauert" [12], stimmt nicht mit dem Ist-Wert in Harn­
burg überein. Gewichtet man die einzelnen Schularten mit 
der Aufnahme 1976, dauert der Besuch beruflicher Vollzeit­
schulen in Harnburg 1,81 Jahre. Die Hamburger Schätzung 
berucksichtigt im übrigen alle Formen der Berufsfachschulen 
gesondert [10]. Unterschiedlich ist auch die Annahme zum 
AbiturientenanteiL Während der Berufsbildungsbericht 5% 
annimmt [13], geht die Hamburger Schätzung von 15% aus. 

Daß die Absolventen der Berufsfachschulen künftig differen­
ziert erfaßt werden sollten, lassen die folgenden Hinweise 
erkennen. Bezieht man in Harnburg die Anzahl Schüler im 
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1 Jahr der beruflichen Vollzeitschulen, d1e Schüler aus der 
Sekundarstufe I aufnehmen [14], auf die Absolventen der Se­
kundarstufe I, stieg der Anteil von 37,1% 1974 über 39,1% 
1975 auf 40,8% 1976 (vgl. auch Tabelle 2). Unter den 1976 
registrierten beruflichen Vollzeitschülern kamen jedoch nur 
14,6% auf Grund des Ausbildungsziels der Schulform n1cht 
mehr fur eine Nachfrage nach beruflicher Erstausbildung in 
Betracht. Weiter ist zu berücksichtigen, daß z. B. bei den 
zweijährigen Handelsschulen 67,2% der Absolventen, bei 
den Hauptschulen aber nur 58,5% der Absolventen zum 
Zeitpunkt der Schülerbefragung 1977 (Stichtag 15. 4.) be­
triebliche Ausbildungsplätze nachfragten [15]. Abgänger aus 
anderen beruflichen Vollzeitschulen, z. B. der Frauenberufs­
fachschule, fragen dagegen kaum betriebliche Ausbildungs­
platze nach. Bedenkt man ferner, daß die einzelnen Formen 
beruflicher Vollzeltschulen je Jahr unterschiedliche Anteile 
haben, so wird die Notwendigkeit, sie differenziert zu beruck­
sichtigen, deutlich. Vorerst fehlen dazu jedoch bundesweit 
entsprechende Daten. 

Nicht erörtert ist bisher, wie treffsicher die der Nachfrage­
schätzung zugrundegelegte Absolventenprognose für die Se­
kundarstufe I ist. Die Prognose der Absolventen wird in der 
Weise vorgenommen, daß das Ubergangs- und Abgangsver­
halten der Schüler in einem bestimmten Jahr empirisch ermit­
telt und dann für die Folgejahre konstant gesetzt wird. 1974 
wurden auf d1ese We1se 17 593 Abganger aus der Sekundar­
stufe I für 1975 prognostiziert. Das Ist-Ergebnis 1975 lautete 
17 043, lag also um 550 (= 3,1 %) niedriger. Dies zeigt, daß 
selbst fur die Schätzung der Absolventen der Sekundar­
stufe I, für die erhebliche Erfahrung vorl1egt, gemessen an 
dem geringen nach Ausbildungsplatzförderungsgesetz vorge­
sehenen Mindestüberhang an Ausbildungsplätzen beachtliche 
Abweichungen von der Ausgangsschätzung zu beachten sind. 

4. Die Prognose des Ausbildungsplatzangebots für den Som­
mer 1976 vom Frühjahr 1976 und das tatsächliche Ausbil­
dungsplatzangebot 1976 

Die zustandigen Stellen in Harnburg haben im Jahre 1976 [16] 
mit finanzieller Unterstutzung des Bundesministeriums fur Bil­
dung und Wissenschaft eine "Totalerhebung" über die im 
Sommer 1976 voraussichtlich freiwerdenden Ausbildungs­
platze und die voraussichtlich angebotenen Ausbildungs­
platze vorgenommen [17]. Danach waren 15 597 Ausbildungs­
platze in den Bereichen Berufsbildung nach den Berufsbil­
dungsgesetz bzw. der Handwerksordnung, duale Ausbildung 
in Heilhilfsberufen und Ausbildung nach Laufbahnrecht (bis 
einschließlich gehobener Dienst) zu erwarten [18]. Aus der 
Erhebung nach Ausbildungsplatzförderungsgesetz zum 30. 9. 
1976 und parallel von der Behörde für Schule, Jugend und 
Berufsbildung für die nicht erfaßten Bereiche erhobenen Da­
ten ergeben sich 16 552 besetzte Ausbildungsplätze. Die Zahl 
lag somit um 6,1 % über dem erwarteten Angebot [19]. Be­
rücksichtigt man auch die dem Arbeitsamt gemeldeten un­
besetzten Ausbildungspliltze, lag das Angebot im Sommer 
1976 7,5% über der Schätzung vom Frühjahr. 

Es bedarf we1terer Untersuchungen, ob das Ergebnis von 
Betriebserhebungen dieser Art - maglieherweise in Abhän­
gigkeit von der konjunkturellen und gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung - tendenziell zur Unterschätzung des tatsäch­
lichen Angebots fuhrt. Ohne das Vorliegen solcher Unter­
suchungsergebnisse oder von Untersuchungsergebnissen aus 
einer Reihe von Jahren wird es für problematisch gehalten, 
solchen Betriebserhebungen Entscheidungsrelevanz zu ge­
ben. 

5. Zu den Aussagen zum Ausbildungsplatzangebot 1977 im 
Berufsbildungsbericht 

Im Berufsbildungsbericht werden auf Grund der Beratung des 
Berufsbildungsberichts im Hauptausschuß des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung für das Jahr 1977 verglichen mit 1976 

insgesamt 92 700 bis 114 700 Ausbildungsplät7e zusätzlich 
in lndustne, Handel, Hotel- und Gaststättengewerbe, Hand­
werk, Landwirtschaft und Öffentlichem Dienst genann• [?0]. 
Eine Reg1onai1Sierung ist nicht vorgenommen. 

Zu d1eser Schätzung 1st darauf hinzuweisen, daß eine dem 
Jahr 1976 vergleichbare Betriebserhebung zur Erfassung des 
voraussichtlichen Ausbildungsplatzangebots für das Jahr 
1977 nicht vorgenommen worden ist, weil - bedingt durch 
die Bestimmungen des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes 
- tendenzielle Uber- und Unterschätzungen des Angebots 
(Erwartungshaltungen) ohne hinreichende Moglichkeit zur 
Klarung der darauf zurückzuführenden Größenordnung hät­
ten auftreten können. Vernachlässigt man d1es, so bleibt 
auch darüber hinaus die Aussagekraft der Schätzung nur sehr 
begrenzt. Dies w1rd erkennbar, wenn zwei Belege für die 
Schätzung, beispielhaft erörtert werden. 

Der Hauptteil der zusätzlichen Platze (ca. 57 %=59 000 Plat­
ze) wird im Handwerk erwartet. Als Beleg wären Hochrech­
nungen des ZDH aufgrund von Erhebungen der Handwerks­
kammer Osnabruck vom Februar 1977 und der Handwerks­
kammer Düsseldorf vom Marz 1977 zu erörtern. Diese Kam­
merbezirke dürften bei der vorliegenden Fragestellung kaum 
repräsentativ für die 43 Handwerkskammern des Bundesge­
b'ets sein. Darauf deutet folgende Uberlegung hin: 

Im Bundesgebiet stieg 1976 die Zahl der Absolventen der 
Sekundarstufe I um 2% [21], in Niedersachsen dagegen 
sank sie um 33% (in Nordrhein-Westfalen Steigerung um 
12,7 %) Damit war d1e Einstellungssituation 1976 insbeson­
dere in Niedersachsen so außergewöhnlich, daß - unter der 
Annahme, der Bezirk Handwerkskammer Osnabrück stelle 
keme Sondersituation in Niedersachsen dar - eine erheb­
liche Steigerungsrate im Bereich der Handwerkskammer Os­
nabrück für 1977 erklärt werden kann. Näheren Aufschluß 
könnte erst eine detaillierte Darstellung des Hochrechnungs­
verfahrens und die Untersuchung von Strukturdaten geben. 

Ein kleinerer Teil der zusatzliehen Platze (ca. 9,3% = 
10 000) soll im Hotel- und Gaststättengewerbe bereitgestellt 
werden. Als Beleg ist eine Hochrechnung einer Umfrage des 
DEHOGA bei 50 Betrieben zu erörtern. Bei der Arbeitsstät­
tenzählung 1970 wurden im Wirtschaftszweig Gaststätten­
und Seherbergungsgewerbe 206 424 Arbeitsstätten [22] fest­
gestellt. Selbst wenn man berücksichtigt, daß die Betriebs­
definition des DEHOGA und der Arbeitsstättenzählung 1970 
nicht gleich sein müssen und se1t 1970 möglicherweise die 
Zahl der Betriebe deutlich zuruckgegangen 1st, bleiben auf­
grund der Gegenuberstellung der beiden Größenordnungen 
(50 Betriebe = ca. 0,025% der Arbeitsstatten) erhebliche 
Zweifel an der Reprasentanz der Aussagen Auch h1er waren 
nähere Klärungen des Erhebungs- und Hochrechnungsver­
fahrens fur eine Beurteilung der Aussagekraft wesentlich. 

Faßt man die Erfahrungen aus der Betriebserhebung 1976 
und die Hinweise zur Schatzung des zusätzlichen Angebots 
1977 zusammen, muß Prognosen zum Ausbildungsplatz­
angebot bisher große Skepsis entgegengebracht werden 

6. Einige Folgerungen für die Angebots-/Nachfrageerfassung 
und -prognose im Berufsbildungsbericht 

Abschließende Folgerungen für den Berufsbildungsbericht 
aus Untersuchungen für einen Teilmarkt wie Harnburg (ca. 
3% der Nachfrage im Definitionsbereich des Berufsbildungs­
berichts) zu ziehen, ist kaum moglich, da dieser so kleine 
Teilmarkt nicht repräsentativ sein dürfte. Einige Hinweise fur 
die kunftige Verbesserung der Aussagegrundlagen sind je­
doch naheliegend: 

1. Die Bestandsdaten fruherer Jahre zur Zahl der Ausbil­
dungsverhältnisse sollten um solche von Umschülern 
und Rehabilitanden bereinigt werden. 

2. Die Erfassung von Jugendlichen, die Ausbildungsplätze 
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wünschen, sowohl in der Berufsberatungsstatistik als 
auch in der Arbeitslosenstatistik, sollte durch ein Ab­
gleichen der beiden Statistiken zu einem insgesamt aus­
sagefähigeren Wert geführt werden. 

3 Eine weitere Verbesserung der Aussagekraft der Stati­
stik beim Arbeitsamt könnte durch Einführen der Melde­
pflicht nach § 9 Arbeitsforderungsgesetz für noch offene 
Ausbildungsplätze zum 15. 7. eines jeden Jahres er­
reicht werden. Allerdings wäre dies nur ein Instrument, 
die Ausbildungsplatzsituation von der Anbieterseite 
transparent zu machen. Eine Auswirkung auf die Zahl 
der Ausbildungsplatze über die vorhandene Ausbil­
dungsbereitschaft hinaus durfte damit kaum zu erreichen 
sein. 

4. Um auf der Nachfrageseite ebenfalls die Aussagekraft 
zu verbessern, könnte mit der allp3hrlich im Herbst 
durchgeführten Schülererhebung an berufsbildenden 
Schulen eine spezielle Fragestellung zum Ausbildungs­
willen für die arbeitslosen Jugendlichen ohne Ausbil­
dungsvertrag eingefuhrt werden. Die Meldung beim Ar­
bertsamt wäre zu berucksichtigen. 

5. Zwischen Arbeitsamtern und beruflichen Vollzeitschulen 
sollten laufend Kontakte ca. zwei Wochen vor Schul­
jahresbeginn intensiviert werden, um Jugendlichen, die 
in der Berufsberatungs- oder Arbeitslosenstatistik als 
Nachfrager von Ausbildungsplätzen erlaßt sind, im Rah­
men der dann noch vorhandenen Möglichkeiten eine 
schulische Ausbildung anzubieten. Zugleich wäre eine 
"Beratungswelle" der Bundesanstalt für Arbeit in den 
Klassen der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag ge­
boten, um das vorhandene Restangebot und die vorhan­
dene Restnachfrage nach Ausbildungsplätzen miteinan­
der verknupfen zu können. 

6. Erforderlich wäre, bei den neu abgeschlossenen Aus­
bildungsverhältnrssen die Zahl der Anschlußausbildungs­
verträge in der Stufenausbildung nach Abschluß der 
1. Stufe von den übrigen neuen Ausbildungsverhaltnissen 
getrennt zu erfassen. Ebenso sollte über die Eintragungs­
praxis bei der Verkürzung der Ausbildungszeit Einver­
nehmen erzielt werden. 

7. Weiter müßten die neuen Ausbildungsvertrage derjeni­
gen Auszubildenden gesondert ausgewiesen werden, 
die nicht unmittelbar nach Absolvieren einer allgemein­
oder berufsbildenden Schule in die Ausbildung eintre­
ten [23]. Eine Erhebung dieses Merkmals ist durch das 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz nicht vorgesehen. Da­
her Iage eine Absprache mit den zuständigen Stellen 
nach Berufsbildungsgesetz nahe. 

8. Als notwendig wird es auch angesehen, die Ausbildungs­
platze in beruflichen Vollzeitschulen, Heilhilfsberufen und 
nach Laufbahnrecht für die Analyse und Prognose im 
Sinne des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes mit ein­
zubeziehen, da die Veranderung in diesem bisher nur 
begrenzt im Berufsbildungsbericht berücksichtigten Be­
reich quantitativ größer als die vom Gesetz vorgesehene 
Angebotsüberdeckung sein kann. 

9. Bei den jährlich durchgeführten Schülerbefragungen zur 
Ausbildungsplatzsituation sollten dre Antworten für die 
einzelnen Formen beruflicher Vollzeitschulen differen­
ziert ausgewiesen werden. Geschieht das in gleicher 
Weise mit den Absolventenprognosen für berufliche Voll­
zeitschulen, wäre eine angemessene Berücksichtigung 
der Absolventen der einzelnen Schulformen bei Schät­
zungen möglrch. Zur weiteren Absicherung der Schät­
zung würde es bertragen, wenn in der Statistik nach 
Ausbrldungsplatzförderungsgesetz ebenfalls eine Diffe­
renzierung in der angesprochenen Form vorgenommen 
würde. Die Quoten der Nachfrage nach betrieblicher 
Ausbildung aus der Schulerbefragung sollten wegen der 

Sicht der antwortenden Schüler auf die gesamte .,be­
triebliche" Ausbildung (Tabelle 1, lfd. Nrn. 2 und 3) be­
zogen werden. 

10. Bei Entscherdungen nach Ausbildungsplatzförderungs­
gesetz zur Ausbildungsplatzförderung sollte aufgrund 
der unsicheren Prognosedaten für das künftige Angebot 
das Ergebnrs zum 30. 9. des Vorjahres vorläufig das 
größere Gewicht erhalten. 

Anmerkungen 

[1] Der Bereich Matrosenausbildung (156 besetzte Platze) ist dabe1 
wegen unzureichender Erfassung in den Bezugsdaten vernach­
lasslgt. 

[2] Das Ausgangsjahr erg1bt sich aus der Dauer der Ausbildung in 
der jewei11gen Schulform; z B beim Berufsgrundblldungsjahr 1st 
das Jahr 1975 Ausgangsjahr, be1 der zweljah"gen Hoheren Han­
delsschule das Jahr 1974, be1m Wirtschaftsgymnasium das Jahr 1973 

[3] Im Berufsb1ldungsbe"cht 1977, herausgegeben vom Bundesminister 
fur Bildung und Wissenschaft, künftig z1t1ert als BBB, Se1te 18, 
Wird bere1ts darauf hingewiesen, daß e1ne Uberprufung des er­
mittelten Gesamtangebots an Hand der Jahresschlußergebnisse A 
vorgesehen ist. • 

[4] BBB, Seite 12 

[5] Fur Auszubildende nach dem Krankenpflegegesetz und dem Heb­
ammengesetz werden m Harnburg Ausbildungsvertrage nach 
Berufsbildungsgesetz abgeschlossen. Sie smd dennoch n1cht 1m 
Berufsb1ldungsbe"cht berucks1chllgt 

[6] Fur das Jahr 1975 l1egt keme Differenzierung der Zahl der 
Ausbildungsplatze auf d1e Ausbildungsjahre vor. Es Wird unter­
stellt, daß das Abs1nken der Gesamtzahl auf das erste Ausbil­
dungsjahr entfallt. 

[7] Wegen der Senkung des Ausbildungsplatzangebots von 1975 auf 
1976 durfte der Ante11 1975 tatsachlich höher gelegen haben 

[8] BBB, Seite 22 

[9] BBB, Se1te 24 

[10] Auf e1ne Darstellung der Einzelannahmen, die je Schulform, teil­
weise zusatzlieh nach Fach"chtungen differenziert, erforderlich 
waren, Wird verzichtet 

[11] werden auch andere Berufsfachschuler, Jedoch ohne d1e 
Besonderheiten der emzelnen Schulformen, berucks1cht1gt 

[12] BBB, Se1te 24. 

[13] Be1 der Landerschatzung 1st auf Grund des Ermittlungsverfahrens 
diese Annahme n1cht ausdrucklieh emgeflossen 

[14] 1976 waren 232 der in Tabelle 2 genannten Berufsfachschüler in 
emer Schulform. d1e Hochschulreife voraussetzt 

[15] Vernachlass1gt werden d1e zu d1esem Zeltpunkt noch unentschlos­
senen Schulabganger. "Bet"ebl1che Ausbildungsplatze" wird dabei 
als Oberbeg"ff fur Ausbildungsplatze 1m Rahmen von BB1G-, 
HwO-, Matrosen-, duale Heilh1lfsberufs- und Laufbahn-Ausbildung 
verstanden 

[16] Handelskammer Harnburg bere1ts Jahreswende 1975/76. 

[17] Gle1chge"chtete Erhebungen fanden auch 1n anderen Bundes­
landern statt, jedoch in der Regel n1cht als Totalerhebung und 
nicht in der Ausbildungsberufsbreite 

[18] Erst- und Anschlußausbildungsvertrage 1n der Stufenausbildung 
wurden n1cht unterschieden. 

[19] Die Verzerrung wegen Doppelzählungen be1m Neuangebot w1rd 
vernachlässigt 

[20] BBB, Seite 27, die im folgenden angesprochenen Probleme sind 
auch 1m Hauptausschuß des BundeslnS!iluts fur Berufsbildung 
erörtert Zugleich ist darauf hinzuwe1sen, daß d1e Erklarung der 
Organ1sat1onen der Wirtschaft von der Bundesregierung als Vor­
ausschatzung unter den Normen des Ausbildungsplatzforderungs­
gesetzes, also nicht als unverbindliche Aussage bewertet wird 
(vgl BBB, Se1te 29). D1e erörterten Belege werden nach den 
Diskussionen im Hauptausschuß durch entsprechende Tendenz­
informatiOnen aus anderen Reg1onen gestutzt 

[21] H1er und in den folgenden Zahlen e1gene Ermittlungen nach 
KMK Dok 50 vom Ma1 1976 (m1t nachtragliehen Korrekturen) 

[22] StatiStisches Bundesamt, Fachserie C, Unternehmen und ArbeitS­
staUen, Heft 3, Arbeitsstauenzählung vom 27. 5 1970, Seite 34 

[23] Be1 dem 1m Berufsbildungsbericht angewendeten Rechenverfahren 
zur Nachfrageschatzung werden s1e nur impliZit beruckslcht1gt 
Wegen der erwarteten Unterschiede der Großenordnung 1m Zelt­
ablauf Wird d1es fur n1cht hinreichend gehalten 


